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D
er Bus ist eine unverzichtbare Säule der 
klimafreundlichen Mobilität der Zu-
kunft. Und private Unternehmen leisten 

einen gigantischen Beitrag zur Daseinsvorsorge 
im Verkehrssektor. Auf diese Punkte konnten 
sich alle Teilnehmer beim bdo-Politik-Forum 
einigen. In zwei digitalen Podiumsdiskussionen 
tauschten sich am 15. Juni dabei unter anderem 
Verkehrs- und Touristikexperten von Union, 
SPD, FDP und Grünen mit der Busbranche aus. 
Es war ein überaus interessanter Einblick in die 
Position der Parteien zur aktuellen Lage im Mo-
bilitätssektor. 

Das Grußwort von bdo-Präsident Karl Hülsmann er-
öffnete das knapp dreistündige Event mit einem 
leidenschaftlichen Plädoyer für die Kraft des 
Unternehmergeistes. Gerade dieser, so Hüls-

BDO-POLITIK-FORUM BRINGT UNTERNEHMEN INS GESPRÄCH MIT FÜHRENDEN VERKEHRS- UND TOURISMUS-POLITIKERN

Unternehmergeist beflügelt die Daseinsvorsorge
und weitere Vorteile für einen Staatskonzern 
irgendwie vereinbar mit einem fairen Wettbe-
werb. Patrick Kurth von FlixMobiilty und Dr. 
Matthias Stoffregen, Geschäftsführer von mo-
fair, kritisierten die Sonderstellung, die eben vor 
allem auch Nachteile für Fahrgäste bringt. Auch 
Professor Dr. Matthias Knauff von der Univer-
sität Jena sah Handlungsbedarf: „Die aufge-
tauchten Probleme sind nicht Corona-bedingt 
entstanden, sondern liegen in dem Verständnis, 
welche Aufgaben eine Staatsbahn wahrnehmen 
soll.“ Dies müsse in der kommenden Legislatur-
periode geklärt werden. 

Zum Nahverkehr diskutierten auf der bdo-Bühne die 
Bundestagsabgeordneten Alois Rainer (CSU) 
und sein FDP-Kollege Torsten Herbst. Ihnen 
fühlte die Veranstaltungsmoderatorin Anja 
Ludwig, Stellvertretende bdo-Hauptgeschäfts-
führerin, insbesondere in Hinblick auf ein The-
ma auf den Zahn: Wie kann die Verdrängung 
des Mittelstands durch kommunale Verkehrsbe-
triebe – mit den dazugehörigen dramatischen 
Folgen für die Leistungsfähigkeit des ÖPNV – 
verhindert werden? Anregungen dazu gaben 
auch Unternehmer Dirk Hänsgen, Vorstands-
mitglied bei NWO und bdo, sowie Rechtsanwalt 
Dr. Sebastian Roling. Peter Kurth, Präsident des 
Bundesverbands der Deutschen Entsorgungs-, 
Wasser- und Rohstoffwirtschaft (BDE) unter-
strich: „Die Wettbewerbsbedingungen sind 
nicht mehr fair.“ Er forderte daher „mehr Trans-
parenz und mehr Rechtschutz“ für private Un-
ternehmen.

Die Argumente des Mittelstands wurden beim 
bdo-Politik-Forum laut und deutlich formu-
liert. Wir sind gespannt, welche An- und Aussa-
gen der Politik nach der Bundestagswahl im 
Herbst in entsprechende Entscheidungen ein-
fließen. 

bdo-Präsident Karl Hülsmann eröffnete das Politik-Forum mit seiner Begrüßungsrede

mann, sorgt dafür, dass die Bürgerinnen und 
Bürger im Land bestmöglich mit Mobilitätsan-
geboten versorgt werden. Staatliche Betriebe 
und Eingriffe in den Wettbewerb lähmen hinge-
gen. Diese Grundbotschaft war auch dem fol-
genden Einleitungsvortrag von Professor Dr. 
Marcus Sidki von der Hochschule Ludwigsha-
fen am Rhein zu entnehmen. Er zählte dabei 
Fehlentwicklungen auf, die sich mit der massi-
ven Ausbreitung von Unternehmen in öffentli-
cher Hand einstellen.   

Im hochkarätig besetzten Podium zum Fernverkehr 
diskutierten der SPD-Bundestagsabgeordnete 
Detlef Müller und sein Parlamentskollege Mar-
kus Tressel von Bündnis 90/Die Grünen unter 
anderem über die Sonderstellung des Schienen-
verkehrs in Deutschland. Sind Milliardenhilfen 

Farbe bekennen: Gleich vier Mitglieder des Deutschen Bundestages nahmen sich der Fragen der Busunternehmerinnen und Busunternehmer an
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D
ie Verlängerung der Überbrückungshil-
fen nur bis Ende September greift zu 
kurz. Diese Kritik kam Mitte Juni vom 

Aktionsbündnis Tourismusvielfalt (ATV), dem 
der Bundesverband Deutscher Omnibusunter-
nehmer (bdo) zusammen mit 27 weiteren Part-
nern angehört. „Das ist die absolut falsche Ent-
scheidung und lässt gerade die Touristik in den 
schwierigsten Monaten im Regen stehen“, hieß 
es in der Pressemitteilung des ATV zum Thema. 
Ursprünglich hatten die Regierungsparteien 
Pläne, dass die Verlängerung bis zum Jahresen-
de gehen solle. Dies ist vor allem auch für Bus-
unternehmen enorm wichtig, da das Saisonge-
schäft in der Bustouristik in den Jahren 2020 
und 2021 fast komplett ausfiel. Die Mittelständ-
ler dann ausgerechnet kurz vor der Herbst- und 
Winterzeit in die Phase ohne Unterstützung zu 

stoßen, ist ein absoluter Fehlschluss. Damit wer-
den auch die bisherigen Rettungsmaßnahmen 
ad absurdum geführt, wenn nach 18 Monaten 
Pandemie kurz vor der Ziellinie doch noch Un-
ternehmen ins Aus gedrängt werden. 

ATV-Sprecherin Petra Thomas führte dazu aus: „Die 
ersten Monate des Jahres stellen in der Touris-
musbranche die Hauptbuchungszeit für die 
Sommermonate dar und fehlen in diesem Jahr 
komplett. Im Sommer wiederum werden jene 
Gelder verdient, die die Unternehmen brau-
chen, um über die verlustreichen und schwä-
cheren Wintermonate zu kommen. Erhalten 
sie in diesem Jahr nur bis Ende September die 
dringend benötigten Überbrückungshilfen, 
werden die Gelder des Bundes vielen touristi-
schen Anbietern nicht mehr weiterhelfen, da sie 

ATV-KRITIK AN BEFRISTUNG WEITERER HILFEN BIS SEPTEMBER

Reisewirtschaft braucht länger Unterstützung

N
ach jahrelangen und intensivsten Be-
mühungen ist es uns gelungen. Der 
Bundesverband Deutscher Omnibus-

unternehmer (bdo) hat am 16. Juni mit Er-
leichterung auf den in der vorhergehenden 
Nacht gefundenen vorläufigen Kompromiss 
von EU-Parlament und EU-Kommission zur 
Eurovignetten-Richtlinie reagiert. Dieser 
sieht nun nicht mehr vor, dass Mitgliedstaa-
ten mit einer Lkw-Maut künftig zwingend 
auch Busse bemauten müssen. Diese 
Zwangsabgabe für Busse war von Kommissi-
on sowie vom EU-Parlament vehement ge-
fordert worden. Damit wäre es für Deutsch-
land unausweichlich zu einer Bus-Maut ge-
kommen, mit  der ausgerechnet das 
klimafreundlichste Verkehrsmittel zusätzlich 
belastet worden wäre. Im Reiseverkehr wür-
de eine Busmaut die Unternehmen pro Jahr 
im Schnitt über 70.000 Euro und im Fernver-
kehr sogar über 320.000 Euro kosten.

Der bdo hat die sehr große und sehr reale Gefahr 
der Einführung einer Busmaut durch die 
EU-Hintertür in den zurückliegenden Jah-
ren mit aller Kraft bekämpft. Mit unzähli-
gen Gesprächen in Brüssel, Positionspapieren 
u.a. zu den Umwelt- und Klimavorteilen des 
Busverkehrs und in enger Abstimmung mit 
dem Weltverband International Road Transport 
Union (IRU) ist es nun gelungen, die Busunter-
nehmen in Deutschland aber auch in mehreren 
anderen EU-Mitgliedstaaten vor der Maut zu 
schützen. Eine wichtige Rolle hierbei spielte 
auch das Bundesverkehrsministerium (BMVI), 

BDO VERHINDERT ZWANGSABGABE IN DEUTSCHLAND

Keine Busmaut durch die EU-Hintertür
auch ein Bärendienst für die Verkehrswende 
gewesen. Nur mit einem attraktiven und 
auch preislich wettbewerbsfähigen Bus-Sek-
tor kann mehr nachhaltige Mobilität gelin-
gen.

Christiane Leonard, bdo-Hauptgeschäftsführe-

rin, sagte zu den Beschlüssen: „Wir sind 
überglücklich, dass wir unseren langen und 
intensiven Kampf gegen die Einführung ei-
ner EU-Zwangsmaut für Bussen in Deutsch-
land zum Erfolg führen konnten. Die Fakten 
sprechen eine klare Sprache: Höhere Preise 
für Busreisen führen zu weniger Fahrgästen 
und mehr Pkw-Verkehr. Dennoch war die 
Gefahr einer Busmaut sehr real und die Be-
schlüsse von Kommission und EU-Parla-
ment lagen bereits auf dem Tisch. Dank jah-
relanger persönlicher Bemühungen von 
bdo-Präsident Karl Hülsmann und der an-
haltenden Unterstützung durch das Bundes-
verkehrsministerium ist uns die Rettung in 
letzter Sekunde gelungen. Die Bedeutung 
dieses Kompromisses für den Mittelstand 
kann gar nicht genug betont werden. Eine 
zusätzliche Belastung nach der Corona-Krise 

hätte sicherlich das Aus für viele Unternehmen 
bedeutet. Jetzt gilt es aus unserer Sicht in den 
Vorwärtsgang zu schalten, den Bus endlich als 
elementaren Baustein der Verkehrswende zu 
begreifen und Erleichterungen und Verbesse-
rungen für den umweltfreundlichen Bus auf den 
Weg zu bringen – etwa in Form einer Kompen-
sation des CO2-Preises und der Reduzierung 
der Mehrwertsteuer.“

bdo-Hauptgeschäftsführerin dankte Verbands-Präsident Karl 

Hülsmann und dem Bundesverkehrsminister für ihren Einsatz 

das ebenfalls in Brüssel und Straßburg im Rat 
der Mitgliedstaaten konsequent gegen die Ver-
pflichtung zur Bus-Bemautung eintrat. Der Er-
folg ist insbesondere auch deshalb so wichtig, da 
eine weitere Belastung für die Busbranche von 
verheerender Wirkung gewesen wäre, da diese 
aufgrund der anhaltenden Corona-Pandemie 
derzeit bereits die größte Krise der letzten 70 
Jahre durchstehen muss. Eine Busmaut wäre 

genau zu dem Zeitpunkt aufhören, an dem die 
wirtschaftlichen Probleme für sie richtig 
losgehen.
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K
urz vor der zweiten Lesung im Deut-
schen Bundestag hat der Bundesverband 
Deutscher Omnibusunternehmer (bdo) 

auf eine weiter bestehende Gefahr bei der Ab-
sicherung der Kundengelder bei kleinen und 
mittleren Reiseanbietern hingewiesen: Die 
Opt-out-Option für Unternehmen mit 3 bis 10 
Millionen Euro Umsatz könnte in der Praxis 
wirkungslos bleiben, da eine Haftungsbegren-
zung für die individuelle Absicherung fehlt. 
Erfahrungsgemäß schreckt dies Versicherer ab, 
warnte der bdo am 9. Juni kurz vor der Ab-
stimmung im Parlament. 

Der bdo warnte vor voreiliger Zufriedenheit mit 
dem Kompromiss zur Ausgestaltung des Reise-
sicherungsfonds. Vor der zweiten Lesung im 
Deutschen Bundestag wies der Verband auf die 
möglicherweise entscheidende Lücke im Ent-
wurf hin. Dieser sieht zwar für Unternehmen 
mit einem Umsatzvolumen zwischen 3 und 10 
Millionen Euro eine Opt-out-Möglichkeit vor, 
bei der eine individuelle Versicherung den 
Zwangseintritt in den Fonds ersetzen kann. 
Diese Option droht aber in der Praxis ohne 

Bedeutung zu bleiben, da im Gesetzentwurf 
eine Haftungsbegrenzung für die Versicherer 
fehlt. So bleibt ein reales Risiko, dass mittel-
ständische Unternehmen schlicht keine Absi-
cherung erhalten und somit doch in den Fonds 
gezwungen würden. Hiermit wären unverhält-
nismäßig hohe Kosten verbunden und der bdo 
befürchtet, dass die von Corona stark getroffe-
ne Busbranche die mit dem Fonds fälligen ho-
hen Sicherheitsleistungen in Höhe mehrerer 
Hunderttausend Euro pro Unternehmen nicht 
zusätzlich erbringen kann und damit aus dem 
Markt gedrängt wird. Der bdo forderte daher 
erneut, die Haftung außerhalb des Fonds bei 
Unternehmen mit bis zu 10 Millionen Euro 
Jahresumsatz auf 3 Millionen Euro zu begren-
zen, denn nur so kann den Bedürfnissen des 
Mittelstandes tatsächlich Rechnung getragen 
werden.

Zu der Lücke im Kompromissvorschlag für den 
Reisesicherungsfonds sagte bdo-Hauptge-
schäftsführerin Christiane Leonard: „Es bleibt 
leider dabei: Weiter droht eine drastische 
Mehrbelastung kleinerer Reiseanbieter, die mit 

FEHLENDE HAFTUNGSGRENZE KÖNNTE EINSTIEG DER VERSICHERER VERHINDERN

Lücke im Reisesicherungsfonds bedroht den Mittelstand weiter
ihren Beiträgen zum neuen Reisesicherungs-
fonds für die gigantischen Ausfallrisiken der 
Reisekonzerne geradestehen müssten. In die-
ser Form wendet sich der vollkommen richtige 
Impuls, Verbraucherinnen und Verbraucher zu 
schützen, potenziell gegen den Mittelstand in 
der Tourismuswirtschaft – und in der Folge 
gegen deren Kundinnen und Kunden. Zahlrei-
che Vorschläge für eine echte Lösung im Sinne 
kleiner und mittelgroßer Reiseanbieter ohne 
Repatriierungsrisiken lagen auf dem Tisch. 
Diese Ideen wurden aber nicht aufgegriffen, 
weil der Gesetzgeber offensichtlich nicht bereit 
ist, sich ernsthaft um eine faire Lösung zu be-
mühen. Der vermeintliche Kompromiss droht 
nun zu einer Fata Morgana ohne Realitätsbe-
zug zu werden, wenn sich keine Versiche-
rungsanbieter finden. Wir rufen die Politik 
daher auf, die Praktikabilität des Reisesiche-
rungsfonds ernsthaft zu evaluieren und gege-
benenfalls schnell Verbesserungen und Klar-
heit herbeizuführen. Es darf nicht dazu kom-
men, dass kleine Busreiseanbieter ohne reale 
Ausfallgefahren die Rettung milliardenschwe-
rer Konzerne finanzieren müssen.“

W
ir sind noch lange 
n icht  üb er  dem 
Berg und die unein-

heitlichen Regelungen in den 
Bundesländern erschweren 
den Restart in der Touristik 
massiv“: So lautete das ein-
heitliche Fazit der Sprecher 
beim ersten virtuellen Pres-
se-Roundtable, in dem das 
Aktionsbündnis Tourismus-
vielfalt (ATV) Anfang Juni 
die Situation der Tourismus-
branche vor dem Hinter-
grund ihrer Komplexität er-
örterte. Der Verbund aus 28 
touristischen Branchenver-
bänden wies dabei auch auf 
eine dramatische Abwande-
rung von Fachkräften hin 
und forderte einmal mehr 
„einen längst überfälligen 
Tourismusgipfel der Bundesregierung mit tou-
ristischen Branchenvertretern“.

Die Bündnispartner stehen für rund zehntausend 

Unternehmen, die für über eine Million Ar-
beitsplätze verantwortlich sind, „und damit 
deutlich mehr als die Autoindustrie, die in der 

Politik leider eine viel stärkere Gewichtung als 
die Touristik hat“, bedauerte ATV-Sprecher Mi-
chael Buller einleitend. Er betonte, dass die 
Dauerkrise durch die Corona-Pandemie nicht 
auf Knopfdruck zu lösen sei. „Wir brauchen da-
her die Zusammenarbeit und das Gehör aller 
touristischen Verbände“, erläuterte er die Hin-

tergründe zur Gründung des 
Aktionsbündnisses.

Für die Bustouristik machte 

Christiane Leonard, Hauptge-
schäftsführerin des Bundes-
verbands Deutscher Omni-
busunternehmen (bdo), im 
Gespräch auf die noch immer 
dramatische Lage durch die 
Corona-Krise aufmerksam. 
„Das größte aktuelle Problem 
ist, dass beim jetzt einsetzen-
den Restart eine Koordinati-
on der Bundesländer fehlt“, 
kritisierte sie. „Durch einen 
Flickenteppich unterschiedli-
cher Regelungen ist in der 
Praxis trotz erfolgter Freiga-
ben kein wirtschaftlicher Be-
trieb möglich.“ Dies treffe 
nicht nur die Busbranche 

hart: Aufgrund der engen Verbindung der Bus-
unternehmen zu anderen Teilen der Reisewirt-
schaft - wie z.B. Hotellerie, Gastronomie, Frei-
zeitparks oder Kultureinrichtungen - leide das 
gesamte System weiter mehr als nötig, so ihre 
Einschätzung zum derzeitigen Status Quo der 
Reisewirtschaft. 

BDO BEIM PRESSE-GESPRÄCH DES AKTIONSBÜNDNISSES TOURISMUSVIELFALT

Verbände der Reisewirtschaft warnen gemeinsam

Mit gut 50 Teilnehmerinnen und Teilnehmer war der ATV-Presse-Roundtable sehr gut besetzt
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D
ie Bedürfnisse von Heranwachsenden 
mussten in der Corona-Pandemie oft 
zurückstehen. Das betrifft den regulären 

Schulunterricht, aber auch die sozial enorm 
wichtigen Klassenfahrten, die seit nunmehr 
mehr als einem Jahr ausfallen mussten. 

Mit der Kampagne #klassenfahrtabersicher wirbt 
seit dem 14. Juni ein Bündnis von Verbänden, 
Unternehmen und außerschulischen Lernor-
ten dafür, dass zeitnah Klassenreisen wieder 
durchgeführt werden können. Die Partner im 
„Bündnis Schul- und Klassenfahrten“ wollen 
u.a. gegenüber Politik, Verwaltung, Öffentlich-

keit sowie Lehrern die Möglichkeit einer Coro-
na-gerechten Durchführung betonen. Der 
Bundesverband Deutscher Omnibusunterneh-
mer (bdo) engagiert sich für die Kampagne. Im 
eigens erstellten Presse- und Social-Media-Kit 
stehen zahlreiche Vorlagen für Logos, Bilder, 
vorbereitete Posts oder Materialien für die 
Pressearbeit bereit. Hier wird auch die Mög-
lichkeit der Beteiligung erklärt. Auf der Web-
seite www.klassenfahrtabersicher.de finden 
Interessierte zudem viele Informationen zur 
Bedeutung von Klassenfahrten für Heran-
wachsende und zu den grundlegenden Hygie-
nekonzepten für eine Durchführung. 

NEUE KAMPAGNE GESTARTET

Klassenfahrten sind jetzt wichtiger denn je 

D
ie kroatische Ministerin für Tourismus, 
war am 15. Juni mit einer Delegation zu 
Gast beim Landesverband Bayerischer 

KROATISCHE TOURISMUSMINISTERIN ZU GAST BEIM LBO

Sicher mit dem Bus nach Kroatien

D
er Landesverband Bayerischer Omni-
busunternehmen (LBO) ist neuer Part-
ner der Bayerischen Klima-Allianz. Im 

Beisein von Umweltminister Thorsten Glauber 
und Verkehrsministerin Kerstin Schreyer un-
terzeichnete LBO-Präsidentin Dr. Sandra 
Schnarrenberger am 15. Juni 2021 die „Ge-
meinsame Erklärung für eine Zusammenarbeit 
zum Schutz des Klimas“ in München. 

Mit dem Beitritt bekennt sich der LBO zu den in der 
Charta formulierten Zielen und Maßnahmen 
sowie zur Zusammenarbeit mit den bisherigen 
und neuen Partnern der Klima-Allianz. Obers-
tes Ziel: Wieder mehr Menschen zum Umstieg 
auf den umweltfreundlichen Busverkehr bewe-
gen! Der LBO und die Bayerische Staatsregie-
rung rücken in ihrer „Gemeinsamen Erklä-

LBO NEUER PARTNER DER KLIMA-ALLIANZ

Bündnis für das Klima

rung“ den umweltfreundlichen Verkehr mit 
Omnibussen als ein zentrales Handlungsfeld 
beim Klimaschutz in den Mittelpunkt. 

Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber betonte 
beim Beitritt des LBO e.V. zur Bayerischen 
Klima-Allianz in München: „Die Folgen des 
Klimawandels treffen Mensch und Natur auch 
in Bayern. Nur gemeinsam können wir die Kli-

maveränderung begrenzen. Die Zukunft der 
Mobilität muss dafür umweltfreundlich und 
nachhaltig werden. Jeder ist aufgefordert um-
zudenken und vor allem umzusteigen. Moder-
ne Omnibusse sind ein komfortables Angebot. 
Sie entlasten die Umwelt und das Klima. Der 
Landesverband Bayerischer Omnibusunter-
nehmen ist daher ein perfekter Partner in un-
serer Allianz für mehr Klimaschutz.“

Umweltminister Thorsten Glauber, Dr. Sandra Schnarrenberger und Verkehrsministerin Kerstin Schreyer (v.l.n.r.)

führt, die Gesundheits- und Hygienestandards 
umsetzen. Inzwischen haben 16.000 Betriebe 
im Tourismus- und Gastgewerbe dieses Sicher-
heitskennzeichen. 
„Im vergangenen Jahr konnten viele wichtige 
Erfahrungen gesammelt werden, welche in die 
diesjährige Saison eingebaut wurden. Mit dem 
Projekt ‚Safe stay in Croatia‘ wurden Bedin-
gungen geschaffen, damit die Gäste auch in 
diesem Jahr sagen können: Mein Urlaub in 
Kroatien war schön, angenehm und sicher. 
Mein besonderer Dank gilt den bayerischen 
Busreiseunternehmen, die gerade in der Nach-
saison zahlreiche Gäste sicher und umwelt-
freundlich nach Kroatien befördern“, so die 
kroatische Ministerin für Tourismus und 
Sport, Dr. sc. Nikolina Brnjac.

Omnibusunternehmen (LBO) in München. 
Nikolina Brnjac informierte über das Projekt 
„Safe stay in Croatia“ und warb bei den baye-
rischen Busunternehmen für sicheres Reisen 
und nachhaltigen Urlaub in Kroatien. Darüber 
hinaus überbrachte sie eine gute Nachricht: 
Die Beschränkung der Reisebusbelegung auf 
40 Prozent wurde aufgehoben. Busse dürfen 
nun wieder voll besetzt nach Kroatien fahren!

2019 besuchten rund 21 Millionen Urlauber das 
Land an der Adria. Rund 1,5 Millionen deut-
sche Touristen reisten 2020 nach Kroatien, je-
der Dritte aus Bayern. Vor allem in der Neben-
saison reisen viele Gäste mit dem Bus an. Das 
Restart-Label „Safe Stay in Croatia“ wurde für 
Hotels und touristische Unterkünfte einge-

LBO-Präsidentin Dr. Sandra Schnarrenberger empfing 

in München die kroatische Tourismusministerin  

Nikolina Brnjac

Die Kampagne betont die Bedeutung von Klassenfahrten 

für Kinder und Jugendliche gerade nach den zurückliegen-

den Pandemie-Monaten  
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